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1
Einleitung 

Nach dem Betriebsverfassungsgesetz kann
in Betrieben mit mindestens fünf abhängig
Beschäftigten ein Betriebsrat von den Be-
schäftigten gewählt werden (§ 1 BetrVG).
Damit ist Mitbestimmung über Betriebs-
räte in Deutschland bereits in kleinen mit-
telständischen Betrieben möglich. Anders
sieht dies in den meisten anderen europäi-
schen Ländern aus, wo Betriebsräte erst in
Betrieben ab 20, 30 oder 50 Arbeitnehmern
gewählt werden dürfen (Niedenhoff 2005,
S. 9). Um die Bedeutung der Mitbestim-
mung im deutschen Mittelstand beurteilen
zu können, muss neben diesen gesetzlichen
Bestimmungen (de jure-Zustand) jedoch
auch die tatsächliche Umsetzung der recht-
lichen Möglichkeiten (de facto-Zustand) 
in den Unternehmen betrachtet werden.
Tatsächlich zeigt sich, dass nur wenige mit-
telständische Belegschaften ihre Mitwir-
kungs- und Mitbestimmungsrechte über
Betriebsräte nutzen: Während in 93 % der
großen Betriebe die Mitarbeiter ihre Inter-
essen durch Betriebsräte vertreten lassen,
sind es im betriebsratsfähigen Mittelstand
lediglich 10 % der Betriebe (Sonderaus-
wertung IAB-Betriebspanel 2004). Es stellt
sich daher die Frage, warum so wenige Be-
legschaften in mittelständischen Unterneh-
men von der Wahl eines Betriebsrats Ge-
brauch machen.

Eine von mehreren Erklärungen hier-
für könnte sein, dass andere Formen der
Interessenvertretung in Unternehmen oh-
ne Betriebsrat existieren, die eine Betriebs-
ratsgründung nicht erforderlich machen.1

Erste Untersuchungen hierzu belegen die
Existenz anderer Formen der Arbeitneh-
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mervertretung2 in Betrieben ohne Be-
triebsrat (IAB-Betriebspanel 2003; Mar-
tens 2003; Hauser-Ditz et al. 2006). Hie-
runter werden beispielsweise Runde Ti-
sche, Mitarbeiter-Ausschüsse, Mitarbeiter
mit Moderatorenfunktion sowie Sprecher
der Belegschaft gefasst.

Während die Verbreitung der unter-
schiedlichen Formen der Arbeitnehmer-
vertretung im Mittelstand durch die ge-
nannten Erhebungen als relativ gut erfasst
gelten kann, ist bis dato wenig über das
Ausmaß der Beteiligung der jeweiligen In-
teressenvertretungen in mittelständischen
Unternehmen bekannt. Im Folgenden sol-
len daher die Beteiligung und Mitsprache
von Arbeitnehmern in mittelständischen
Unternehmen mit unterschiedlichen For-
men der Interessenvertretung einer Analy-
se unterzogen werden. Im Zentrum steht
dabei die Frage, wie sich die Beteiligung der
Arbeitnehmer in den verschiedenen Kon-
stellationen von individuellen oder kollek-
tiven Formen der Interessenvertretung im
Mittelstand gestaltet und wie diese sich
voneinander unterscheiden.Als empirische
Grundlage dienen eine repräsentative Un-
ternehmensbefragung sowie Fallstudien
aus den Jahren 2005/2006.3

Der Beitrag ist wie folgt gegliedert: In
Abschnitt 2 wird die Datenbasis kurz dar-
gestellt. Abschnitt 3 geht auf die Verbrei-
tung der verschiedenen Formen der In-
teressenvertretung in mittelständischen
Unternehmen ein, bevor in Abschnitt 4
Formen und Ausmaß der Arbeitnehmer-
partizipation in mittelständischen Unter-
nehmen in Abhängigkeit von der jeweiligen
Form der Interessenvertretung analysiert
werden. Abschnitt 6 fasst die Befunde zu-
sammen.
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1 Neben der Existenz anderer Beteiligungsmöglich-
keiten sind weitere Erklärungen für die geringe
Zahl an Betriebsratsgründungen in mittelständi-
schen Unternehmen denkbar wie bspw. Verhinde-
rungsstrategien der Eigentümer oder Unwissen-
heit der Belegschaften über ihre Rechte.

2 Weitere Begriffe hierfür sind: interner Betriebsrat
(Hilbert/Sperling 1993, S. 185ff.), betriebsspezifi-
sche Form der Mitarbeitervertretung (IAB-Betrieb-
spanel 2003), informelle Vertretungsstrukturen
(Martens 2003, S. 41) andere Vertretungsorgane
(Hauser-Ditz et al. 2006, S. 500) oder andere For-
men der Arbeitnehmervertretung (Schlömer et al.
2007).

3 Die Befragung sowie die Fallstudien wurden durch
die Hans-Böckler-Stiftung gefördert und in der
Schriftenreihe der Stiftung veröffentlicht: Schlö-
mer et al. 2007.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2008-5-254 - Generiert durch IP 216.73.216.168, am 22.06.2026, 18:53:25. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

Medion
wsistempel

https://doi.org/10.5771%2F0342-300X-2008-5-254


255WSI Mitteilungen 5/2008

2
Die Datenbasis

Die empirische Untersuchung der Beteili-
gung und Mitsprache von Arbeitnehmern
in mittelständischen Unternehmen erfolgt
auf Basis repräsentativer Befragungen so-
wie betrieblicher Fallstudien. Befragt wur-
den sowohl Geschäftsführer als auch Ar-
beitnehmervertreter (Betriebsräte sowie
Vertreter anderer Formen der Arbeitneh-
mervertretung) zur Praxis der betriebli-
chen Mitbestimmung und Partizipation.
Für die folgenden deskriptiven Analysen
werden ausschließlich Daten der Ge-
schäftsführer-Befragung des Instituts für
Mittelstandsforschung (IfM) Bonn ver-
wendet, an der sich 809 mittelständische
Geschäftsführer aus Unternehmen aller
Branchen mit 20 bis 499 Beschäftigten be-
teiligt haben. Am stärksten vertreten sind
Unternehmen, die überwiegend Dienstleis-
tungen für andere Unternehmen erbrin-
gen, gefolgt von Unternehmen des Verar-
beitenden Gewerbes, Bergbau und Energie.
Knapp 17 % der befragten Unternehmen
sind der Kategorie große mittelständische
Unternehmen (250 bis 499 Beschäftigte)
zuzuordnen. Alle anderen Größenklassen
(20 bis 49, 50 bis 99 sowie 100 bis 249 Be-
schäftigte) sind mit mindestens knapp
24 % im Untersuchungssample vertreten.
Etwa ein Fünftel der befragten Unterneh-

men entstammt den neuen Bundeslän-
dern. Rund 60 % der untersuchten Betrie-
be werden vom Inhaber geführt. Um re-
präsentative Aussagen über die mittelstän-
dischen Unternehmen der Größenklasse 20
bis 499 Beschäftigte treffen zu können,
werden die Ergebnisse der schriftlichen Be-
fragung gewichtet.

In den Fallstudien wurden in der Mehr-
zahl inhabergeführte Unternehmen der
Größenklasse 20 bis 499 Beschäftigte un-
tersucht. Die Hälfte der Unternehmen zählt
zum Bereich mittelständischer Industrie-
betriebe. Dazu kommen Handwerks- und
Handelsunternehmen sowie private Dienst-
leister. Ein Drittel der untersuchten Unter-
nehmen gehört der Größenklasse 20 bis 49
Beschäftigte an.

3
Verbreitung von 
Arbeitnehmerbeteiligung
im Mittelstand

Die Interessenvertretung der Arbeitneh-
mer kann einerseits in indirekter, kollekti-
ver Weise erfolgen, indem die Beschäftigten
einen Vertreter aus ihrem Kreis wählen, der
ihre Rechte gegenüber der Geschäfts-
führung vertritt (Minssen 1999). In 42,8 %
der mittelständischen Unternehmen mit 
20 bis 499 Beschäftigten gibt es eine solche
kollektive Form der Interessenvertretung

von Arbeitnehmern, sei es in Form eines
Betriebsrats oder einer anderen unterneh-
mensspezifischen Form der Arbeitnehmer-
vertretung (wie beispielsweise Runde Ti-
sche, Mitarbeiter-Ausschüsse, Sprecher der
Belegschaft). In mehr als drei Fünfteln die-
ser Unternehmen wurde ein Betriebsrat ge-
wählt. Andere Vertretungsformen wurden
in knapp einem Drittel dieser Unterneh-
men eingerichtet. Eine Minderheit von
knapp 5 % hat sowohl einen Betriebsrat als
auch eine andere Vertretungsform instal-
liert. Bezogen auf alle Unternehmen der
Größenklasse 20 bis 499 Beschäftigte ergibt
sich folgende Verteilung (Abbildung 1):
29 % der Unternehmen haben einen Be-
triebsrat, wohingegen knapp 16 % der Un-
ternehmen dieser Größenklasse über eine
andere Form der Arbeitnehmervertretung
verfügen. Andere Vertretungsformen sind
demnach etwa halb so häufig in mittelstän-
dischen Unternehmen dieser Größenklasse
anzutreffen wie Betriebsräte.

Die Verbreitung der verschiedenen For-
men der kollektiven Interessenvertretung
hängt u.a. von der Unternehmensgröße ab:
So verfügen in der Größenklasse 20 bis 49
Beschäftigte etwa 18 % der Unternehmen
über eine andere Vertretungsform, wäh-
rend der Anteil der Unternehmen mit Be-
triebsrat in dieser Größenklasse bei 17 %
liegt. Anders stellt sich die Lage in der
Größenklasse 250 bis 499 Beschäftigte dar:
Hier ist in knapp 10 % der mittelständi-
schen Unternehmen eine andere Vertre-
tungsform anzutreffen, während es in etwa
drei Vierteln dieser Unternehmen einen
Betriebsrat gibt.

Andererseits sind auch individuelle
Formen der Interessenvertretung möglich.
Das heißt, jeder Mitarbeiter vertritt seine
Rechte selbst gegenüber der Geschäfts-
führung. Davon abzugrenzen ist die direk-
te Arbeitnehmer-Partizipation, die sich
vornehmlich auf die Beteiligung der Ar-
beitnehmer an Entscheidungsprozessen
innerhalb des operativen Geschäfts be-
zieht. Typische Bespiele für die direkte 
Partizipation sind Gruppenarbeit, Qua-
litätszirkel und Projektgruppen (Dörre
2001). In wie vielen der 57,2 % mittelstän-
discher Unternehmen, in denen keine 
kollektive Form der Interessenvertretung
existiert, stattdessen individuelle Formen
praktiziert werden, kann auf Basis des zu-
grundliegenden Datensatzes nicht ermit-
telt werden.

����������	
����

	����������
����
	
�	������
���
����������	
��
���
�	�	����
���
���
�����
���	�������
�
��
�
�

����

���

���

� �!

�!�"

"���

��� 

#���

$%��

����

&��	���'�

"�%� ��

�%%�" �

�%���

"%� �

(�������'��
'��
)))
�����
���	���

�����������
(�������'��
'��
)))

�������
���������	����'��

�
*
�#%�
+�,������	)
��������-���������	
���
�������)

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2008-5-254 - Generiert durch IP 216.73.216.168, am 22.06.2026, 18:53:25. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0342-300X-2008-5-254


256 WSI Mitteilungen 5/2008

4
Formen und Ausmaß der
Arbeitnehmerbeteiligung 

4.1 UNTERNEHMEN MIT BETRIEBSRAT

Grundlage für die Zusammenarbeit zwi-
schen Betriebsrat und Geschäftsführung ist
das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG).
Neben den Rechten des Betriebsrats regelt
dieses ferner die Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Betriebsparteien. Nach 
§ 2 BetrVG arbeiten Betriebsrat und Ar-
beitgeber vertrauensvoll zum Wohl der Ar-
beitnehmer und des Betriebs zusammen.
Gleichwohl können die Geschäftsführer
mittelständischer Unternehmen eine Zu-
sammenarbeit mit dem Betriebsrat auch
vermeiden, wie Kotthoff/Reindl (1990) in
ihren Fallstudien am Beispiel des „igno-
rierten Betriebsrats“ sowie des „isolierten
Betriebsrats“ gezeigt haben. D.h. die Ge-
schäftsführung hat grundsätzlich verschie-
dene Möglichkeiten, den Betriebsrat in
Entscheidungsprozesse einzubeziehen: Er-
stens kann sie versuchen, einen Ausgleich
der Interessen anzustreben, indem sie sich
auf Kompromisse mit dem Betriebsrat ver-
ständigt. Eine weitere Möglichkeit ist die
aktive Beteiligung, indem sie den Betriebs-
rat auch in Management-Entscheidungen
von vornherein einbezieht. Drittens kann
sie den Betriebsrat ignorieren und ihn bei
Entscheidungsprozessen einfach überge-
hen – im Sinne des Ausschlusses. Viertens
ist schließlich auch denkbar, dass Ge-
schäftsführer versuchen, Entscheidungen
gegen den Willen des Betriebsrats durch-
zusetzen (Schlömer et al. 2007).

Die im BetrVG verankerte kooperative
Zusammenarbeit zwischen den beiden
Betriebsparteien zeigt sich in der Mehr-
zahl der von uns untersuchten Unterneh-
men. Gut 90 % der Geschäftsführer von
Unternehmen mit Betriebsrat gaben an,
dass sie bei organisatorischen Verände-
rungen den „Kompromiss“ oder die „akti-
ve Beteiligung“ im Umgang mit dem Be-
triebsrat anstreben. Die Strategien „Aus-
schluss“ oder „Konfrontation“ haben eine
eher randständige Bedeutung: So werden
die Betriebsräte nur in 6,8 % der betrach-
teten Unternehmen nicht in die Entschei-
dungen im Zusammenhang mit betrieb-
lichen Veränderungsprozessen einbezo-
gen, während die Strategie der Konfron-
tation nur in knapp 2,6 % der Un-

ternehmen mit Betriebsrat gewählt wird
(Abbildung 2).

Gleichzeitig zeigt die schriftliche Un-
ternehmerbefragung, dass die Geschäfts-
führer ihr Verhältnis zum Betriebsrat mit
einem Mittelwert von 3,8 als eher gut be-
zeichnen.4 Dieses eher gute Verhältnis zwi-
schen Geschäftsführer und Betriebsrat ist
aber meist nicht von Anfang an vorhanden,
sondern in der Regel das Ergebnis eines
Reifungsprozesses (Wassermann 1999).
Gefragt nach ihrer Meinung zum Betriebs-
rat zum Zeitpunkt seiner Gründung und
zum heutigen Zeitpunkt geben die Ge-
schäftsführer in der Befragung an, dass sie
gegenüber dem Betriebsrat eine eher neu-
trale Haltung gehabt hätten (Mittelwert
= 3,1), die sich im Laufe der Zeit aber ver-
bessert habe (Mittelwert = 3,4).5 Eine ähn-
liche Entwicklung im Verhältnis der Ge-
schäftsführer zum Betriebsrat zeigte sich
auch in den Fallstudien: In der Regel hat
das Verhältnis mit erheblichen Konflikten
begonnen. Beide Seiten berichten von
großen Eklats auf Betriebsversammlungen
und von „Eiszeiten“, in denen monatelang
nicht miteinander gesprochen wurde.
Kraftproben und wechselseitige Erfahrun-
gen mit dem Verhalten des anderen in Kon-
fliktsituationen haben beide Seiten schließ-
lich doch zusammen gebracht. Sie achten
sich nun als Partner oder als Gegner und
vertrauen darauf, dass die andere Seite
auch in zugespitzten Krisensituationen
letztlich verantwortungsvoll im Sinne des
Betriebswohls handelt. Die gleichwohl zu-
nächst verhaltene Haltung gegenüber dem

Betriebsrat könnte daher rühren, dass die
Gründung von zwei Dritteln aller Betriebs-
räte im betrachteten Mittelstand von den
Arbeitnehmern selbst – teilweise mit Un-
terstützung der Gewerkschaften – ausging.
Lediglich in 22,4 % der Fälle war die Ge-
schäftsführung an der Gründung eines Be-
triebsrats beteiligt. Zudem weisen die Um-
stände der Gründung auf mögliches Kon-
fliktpotenzial hin: So werden Betriebsräte
häufig im Zuge betrieblicher Umbruch-
situationen (Eigentümerwechsel, Organi-
sationsänderungen) und aufgrund des ver-
stärkten Wunsches der Mitarbeiter nach
mehr Beteiligung gegründet (Schlömer
et al. 2007).

Das erst im Zeitverlauf entstandene
mehrheitlich gute Verhältnis zwischen Be-
triebsrat und Geschäftsführung gibt jedoch
noch keine Auskunft darüber, wie der Be-
triebsrat seine Mitwirkungs- und Mitbe-
stimmungsrechte in Anspruch nimmt. So-
wohl die schriftliche Befragung als auch die
Fallstudien zeigen, dass die Betriebsräte
nicht alle durch das Betriebsverfassungsge-
setz zugesicherten Rechte nutzen. So wer-
den in einem Drittel (32,3%) aller Unter-
nehmen mit 20 bis 499 Beschäftigten die
Absprachen mit dem Betriebsrat mündlich

4 Die Antworten der Geschäftsführer wurden mittels
einer 5er Skala gemessen. Antwortausprägungen:
1 = sehr schlecht und 5 = sehr gut.

5 Die Antworten der Geschäftsführer wurden mittels
einer 5er Skala gemessen. Antwortausprägungen:
1 = sehr negativ und 5 = sehr positiv.
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beispiel – die Letztentscheidung nicht
selbst treffen.

Weitere Unterschiede zum Betriebsrat
ergeben sich, weil die anderen Vertretungs-
formen nicht nach dem Betriebsverfas-
sungsgesetz legitimiert sind und folglich
keine gesetzlich verbrieften Rechte haben.
Dies führt u.a. dazu, dass es weder Vorga-
ben für die Gründung noch den Kreis der
Vertretenen dieser alternativen Arbeitneh-
mervertretungen gibt. Tabelle 1 gibt Aus-
kunft, wie andere regelmäßige Formen der
Arbeitnehmervertretung entstanden sind
und welchen Kreis der Mitarbeiter sie ver-
treten. Es zeigt sich, dass regelmäßige an-
dere Vertretungsformen, die wie ein Be-
triebsrat von allen bzw. von Teilen der Be-
legschaft gewählt werden und darüber 
hinaus auch alle Mitarbeiter des Unterneh-
mens vertreten, mit 43 % den größten An-
teil unter den anderen regelmäßigen Ver-
tretungsformen ausmachen.

Weitere Ähnlichkeiten zwischen den
beiden Formen der kollektiven Interessen-
vertretung zeigen sich im Hinblick auf die
Zusammenarbeit mit der Geschäftsfüh-
rung. In beiden Fällen stellen kooperative
Formen mit einem Anteil von über 90 %
die Hauptform der Zusammenarbeit dar.
Anders als in Betrieben mit Betriebsrat do-
miniert in Unternehmen mit anderen Ver-
tretungsformen die „aktive Beteiligung“ als
Umgangsform (54,4 %). Der „Kompro-
miss“ ist die zweitwichtigste Form der Zu-
sammenarbeit. Die Beteiligungsstrategien
„Ausschluss“ oder „Konfrontation“ haben
eine noch randständigere Bedeutung als
bei den Unternehmen mit Betriebsrat: So
werden die anderen Vertretungsformen
nur in 5,9 % der Unternehmen mit regel-
mäßiger anderer Arbeitnehmervertretung
nicht in Entscheidungen im Zusammen-
hang mit betrieblichen Veränderungspro-
zessen einbezogen. Die Strategie der „Kon-

sei. Das heißt, sie sind aus einem bestimm-
ten Anlass (z. B. Konflikt) entstanden und
hatten danach keinerlei Funktion mehr in
den Unternehmen.

In den restlichen 49 % der Unterneh-
men mit anderen Formen der Arbeitneh-
mervertretung stellen diese alternativen
Formen jedoch eine feste Institution dar,
die regelmäßig Aufgaben im Unternehmen
übernimmt. Hierbei dominieren Gremien,
in denen sowohl die Arbeitnehmer als auch
die Geschäftsführung vertreten sind. So
sind „regelmäßige Aussprachen mit Mit-
arbeitern“ (91 %) und „Runde Tische“6

(59 %) die häufigsten Erscheinungsfor-
men. Reine Arbeitnehmervertretungen,
wie den Mitarbeiter-Ausschuss, den Beleg-
schaftssprecher oder Mitarbeiter mit Mo-
deratorenfunktion, gibt es in knapp der
Hälfte (46 %) der mittelständischen Unter-
nehmen.7 Das heißt, in der Mehrzahl der
Fälle handelt es sich bei den anderen Ver-
tretungsformen um Gremien, in denen so-
wohl die Arbeitnehmer als auch die Ge-
schäftsführung vertreten sind. Ein Beispiel:
In einem Bauunternehmen mit rund 60
Beschäftigten hat der Inhaber vor ein paar
Jahren als Ersatz für den Betriebsrat eine
„Polierrunde“ geschaffen. Die Runde aus
Polieren sowie technischen und kaufmän-
nischen Leitern tritt zwei Mal jährlich zu-
sammen. Sie tagt jeweils zwei bis drei Stun-
den. Wichtige betriebliche Entscheidun-
gen, einschließlich Entlassungen, Arbeits-
zeitveränderungen oder Veränderungen
bei den Löhnen werden hier vorgeklärt.
Wenn der Inhaber Entlassungen aus per-
sönlichen Gründen für nötig hält, trägt er
seine Gründe bisweilen vor und holt sich
die Zustimmung der Poliere. Offene Aus-
sprachen sind in der Polierrunde üblich,
auch wenn die Letztentscheidung beim 
Inhaber verbleibt. Hier tritt ein Unter-
schied zu Unternehmen mit einem Be-
triebsrat deutlich zutage. Da Kündigungen
mitbestimmungspflichtig sind, können 
Arbeitgeber in Unternehmen mit Be-
triebsrat – anders als hier in dem Fall-

getroffen. Formlose Absprachen sind vor
allem dort üblich, wo im Laufe der Jahre
ein enges Vertrauensverhältnis zwischen
Inhaber und Betriebsratsvorsitzendem ent-
standen ist. Man einigt sich „per Hand-
schlag“. Die Ausarbeitung komplizierter
schriftlicher Vertragswerke meiden beide
Seiten. Ein Betriebsratsvorsitzender beton-
te in den Fallstudien, entscheidend für den
wenig formellen Verhandlungsstil sei für
ihn die Tatsache, dass die Geschäftsführung
bisher noch stets jede ihrer mündlichen
Zusagen eingehalten habe.

Die schriftliche Befragung zeigt weitere
Abweichungen vom Gesetz: So weisen
13 % der mittelständischen Unternehmen
mit Betriebsrat eine gerade Zahl an Be-
triebsratsmitgliedern auf, während das Be-
trVG nur eine ungerade Zahl an Betriebs-
ratsmitgliedern vorsieht. Danach gefragt,
ob es in den gemeinsamen Verhandlungen
in den letzten drei Jahren zu einer einver-
nehmlichen Unterschreitung tariflicher
Ansprüche gekommen sei, bejahen dieses
29,8 % der Geschäftsführer. Abweichung
von der gesetzlichen Vorschrift kann aber
auch eine erweiterte Partizipation bedeu-
ten. Etwa 42 % der mittelständischen Ge-
schäftsführer beteiligen nach eigenen An-
gaben ihren Betriebsrat „oft“ bis „immer“
über die mitbestimmungspflichtigen Be-
reiche hinaus an anderen betrieblichen
Entscheidungen.

4.2 UNTERNEHMEN MIT ANDEREN
FORMEN DER ARBEITNEHMER-
VERTRETUNG

Bei der Bewertung der „alternativen“ Ver-
tretungsformen, die in der Regel anstatt ei-
nes Betriebsrats in den mittelständischen
Unternehmen ins Leben gerufen wurden,
besteht die Gefahr, diese vorschnell als „be-
triebsratsähnliche“ Organe zu kategorisie-
ren. Im Rahmen der schriftlichen Befra-
gung gaben etwa 51 % der Unternehmen
mit einer anderen Arbeitnehmervertretung
an, dass diese nur eine ad hoc-Erscheinung

6 Runde Tische sind Verfahren, bei denen Vertreter
verschiedener Interessengruppen an einem Tisch
zusammenkommen, um einen bestimmten Auf-
gabenkatalog zu bearbeiten und im Konsens zu lö-
sen.

7 Durch die Filterführung im Fragebogen konnte si-
chergestellt werden, dass nur solche Vertretungs-
formen angegeben werden, die wirklich eine indi-
rekte Form der Partizipation darstellen. So wurden
die Befragten zunächst gefragt, ob es überhaupt
eine andere Vertretungsform gibt, welche die In-
teressen der Arbeitnehmer gegenüber der Ge-
schäftsführung vertritt. Erst wenn diese Frage mit
ja beantwortet worden ist, wurden den Befragten
Auswahlmöglichkeiten vorgegeben. 

Tabelle 1: Andere regelmäßige Formen der kollektiven Interessen-
vertretung: Kreis der Vertretenen und Art der Gründung – in % –

Art der Gründung Gesamt
Gewählt Ernannt Selbst-

ernannt
Kreis der Vertretenen Alle Beschäftigten 43 14 13 70

Nicht alle Beschäftigten 23 6 1 30
Gesamt (n = 79) 66 20 14 100

Quelle: IfM Bonn Befragung der Geschäftsführung.
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frontation“ wird nur in 1,5 % dieser Un-
ternehmen gewählt.

Deutlich besser als Geschäftsführer in
Unternehmen mit Betriebsrat bewerten
Geschäftsführer von Unternehmen mit 
anderen Vertretungsformen ihr Verhältnis
zur eigenen Arbeitnehmervertretung. Im
Durchschnitt bezeichnen sie das Verhältnis
als gut bis sehr gut (Mittelwert = 4,4), was
vor dem Hintergrund, dass fast 80 % aller
anderen Vertretungsformen auf Initiative
der Geschäftsführung entstehen, nicht ver-
wundert.8 So überrascht es auch nicht, dass
das Verhältnis – anders als bei Betriebsrats-
strukturen – von Beginn an gut war, sich
gleichwohl aber noch verbessert hat.9 Dass
die Beziehung von alternativer kollektiver
Vertretung und Geschäftsführung von Be-
ginn an als positiv eingeschätzt wird, hat al-
lerdings nicht nur mit der angesprochenen
Initiative der Geschäftsführung zu tun,
sondern auch mit dem Entstehungskontext
alternativer Arbeitnehmerbeteiligungen:
Während Betriebsratsgründungen im Mit-
telstand am ehesten erfolgen, wenn Um-
bruchsituationen drohen bzw. wenn die
Mitarbeiter verunsichert sind oder sich
mehr Beteiligung wünschen, sollen mit der
Gründung alternativer kollektiver Formen
Mitarbeiter motiviert bzw. das Unterneh-
men gestärkt werden (Schlömer et al.
2007). Ein vertrauensvolles Miteinander ist
folglich die Basis, was sich in der Art und
Weise, wie Absprachen getroffen werden,
widerspiegelt: Deutlich häufiger als beim
Betriebsrat werden Absprachen mit dem
Geschäftsführer nur mündlich vereinbart
(84,9 %).

In Konfliktsituationen wiederum bleibt
den alternativen kollektiven Interessenver-
tretungen in Ermangelung einer Rechts-
grundlage nur der Weg des Kompromisses.

Lassen sich Arbeitgeber jedoch nicht
auf Kompromisse ein, wird die Gründung
eines Betriebsrats für die Belegschaften zu
einer Option. Eine Betriebsratsgründung
wird für Vertreter von anderen regelmäßi-
gen Vertretungsformen zudem denkbar,
wenn ihre bisherigen Rechte nicht mehr
ausreichen, wie z. B. im Falle von anste-
henden Betriebsschließungen oder beim
Abschluss von Betriebsvereinbarungen
(Schlömer et al. 2007). Entsprechend zeigt
die Erhebung von Hauser-Ditz et al. (2007),
dass 23 % der Betriebe mit Betriebsrat zu-
vor über eine andere alternative kollektive
Interessenvertretung verfügten.

4.3 UNTERNEHMEN OHNE 
FORMALISIERTE ARBEITNEHMER-
VERTRETUNGEN

Etwa 57 % der mittelständischen Unter-
nehmen mit 20 bis 499 Beschäftigten ver-
fügen – wie in Abschnitt 3 angesprochen –
weder über einen Betriebsrat noch über ein
anderes identifizierbares Vertretungsorgan.
Dies ist jedoch nicht zwangsläufig mit ei-
nem Verzicht der Beschäftigten, ihre Inter-
essen zu vertreten, gleichzusetzen. Direkte,
d.h. individuelle Formen der Arbeitneh-
mervertretung, die eine mögliche weitere
Form der Arbeitnehmerbeteiligung dar-
stellen, sind jedoch im Rahmen schriftli-
cher Unternehmensbefragungen nur schwer
erfassbar. Deshalb können zur Klärung der
Beteiligungssituation in Unternehmen oh-
ne jegliche Form von Arbeitnehmervertre-
tung vornehmlich die Fallstudien Hinwei-
se geben. Und tatsächlich zeigt sich hier,
dass gerade in kleinen Betrieben die direkte
Arbeitnehmerbeteiligung selbstverständli-
cher Bestandteil des täglichen Arbeitsle-
bens sein kann. Ein Beispiel: In einem klei-
nen Metallbetrieb, der 25 Arbeitnehmer
beschäftigt, hat der Gründer und Inhaber
der Firma lediglich einen Prokuristen an
seiner Seite. Soziale Fragen oder Konflikte
werden hier zwischen den Mitarbeitern
und dem Inhaber bzw. dem Prokuristen di-
rekt besprochen. Dabei geht es meist um
Wünsche nach Lohnerhöhung oder Hilfe
in schwierigen familiären Situationen.

Ähnlich gestaltet sich die Situation in
einem ländlich gelegenen Metallunterneh-

men mit fast 180 Beschäftigten. Es existiert
kein Betriebsrat und der Inhaber glaubt,
dies sei der Erfolg seiner, wie er es aus-
drückt, „partnerschaftlichen Personalar-
beit“. Der Inhaber selbst hält durch regel-
mäßige Betriebsrundgänge den Kontakt
zur Belegschaft. Er hat alle seine Abtei-
lungsleiter angewiesen, dies in ihren Berei-
chen ebenso zu tun. Er nennt diese Metho-
de „Management by walking around“.10

Aufkeimende Spannungen und Konflikte
sollen so bereits im Frühstadium erkannt
und entschärft werden. Darüber hinaus
bietet die Firma ihren Beschäftigten ein
breites Spektrum von sozialen Angeboten,
Praktiken und Einrichtungen: Kinderkrip-
pe und Ferienprogramme für Kinder von
Beschäftigten, Weiterbildungsangebote et-
wa zur Bewältigung von Alltagskonflikten
in Betrieb und Familie. Hinzu kommen
freiwillige Arbeitskreise, in denen die Be-

8 Die Antworten der Geschäftsführer wurden mittels
einer 5er Skala gemessen. Antwortausprägungen:
1 = sehr schlecht und 5 = sehr gut.

9 Gefragt nach ihrer Meinung zur Arbeitnehmerver-
tretung zum Zeitpunkt ihrer Gründung und zum
heutigen Zeitpunkt geben die Geschäftsführer in
der Befragung an, dass sie gegenüber der alterna-
tiven Arbeitnehmervertretung eine neutrale bis
eher positive Haltung hatten (Mittelwert = 3,7),
die sich im Laufe der Zeit noch verbessert habe
(Mittelwert = 3,9). Die Antwort der Geschäftsfüh-
rer wurde mittels einer 5er Skala gemessen. Ant-
wortausprägungen: 1 = sehr negativ und 5 = sehr
positiv.

10 „MBWA“ ist der Name einer aus den USA stam-
menden Managementlehre (Peters/Waterman
1982).
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schäftigten sich für betriebliche und sozia-
le Belange einsetzen können. In einem sol-
chen Arbeitskreis wurde aber auch eine
neue Gleitzeitregelung erarbeitet, die nun
im Betrieb angewandt wird.

Die beiden dargestellten Formen von
individueller Interessenvertretung stellen
sicherlich Positivbeispiele dar, weil die Mit-
arbeiter Mitwirkungs- und Mitbestim-
mungsrechte wahrnehmen können, die an-
sonsten ein Betriebsrat ausübt. Allerdings:
Es geht stets nur um einen Teilbereich der
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrech-
te, die dem Betriebsrat nach dem BetrVG
zustehen. Und außerdem: Solche direkten
Beteiligungsmöglichkeiten werden sich
nicht in jedem Unternehmen ohne kollek-
tive Formen der Interessenvertretung fin-
den. Im Hinblick auf die Regelung von
Konflikten wird bei den individuellen For-
men der Arbeitnehmervertretung – wie
auch bei den alternativen kollektiven Inter-
essenvertretungen – der Kompromiss man-
gels rechtlicher Möglichkeiten die gängige
Vorgehensweise sein. Auch hier wird die
Betriebsratsgründung bei fehlender Kom-
promissbereitschaft der Geschäftsführung
bzw. fehlenden rechtlichen Gestaltungs-
möglichkeiten zu einer Option für die Be-
legschaften.

5
Zusammenfassung

Mittelständische Belegschaften nutzen sel-
ten den Betriebsrat als Form der kollekti-
ven Interessenvertretung. Um dieses Phä-
nomen besser zu verstehen, haben wir 
Verbreitung und Form der Arbeitnehmer-

beteiligung in unterschiedlichen Beteili-
gungskonstellationen in mittelständischen
Unternehmen näher analysiert. Die Aus-
gangsthese war, dass es andere Formen von
Interessenvertretung gibt, die einen Be-
triebsrat obsolet machen.

In einem knappen Drittel der mittel-
ständischen Unternehmen mit 20 bis 499
Beschäftigten findet Arbeitnehmerbetei-
ligung über Betriebsräte statt. Wie im 
BetrVG vorgegeben, gestaltet sich die Zu-
sammenarbeit zwischen Geschäftsführung
und gesetzlicher Arbeitnehmervertretung
in der Mehrzahl der mittelständischen Un-
ternehmen kooperativ. Das Ausmaß der
Beteiligung unterscheidet sich trotz der
Vorgaben des BetrVG jedoch von Unter-
nehmen zu Unternehmen, weil die jeweili-
gen Betriebsräte ihre gesetzlich zugesicher-
ten Rechte in unterschiedlichem Maße in
Anspruch nehmen.

In knapp jedem sechsten mittelständi-
schen Unternehmen wurden andere For-
men der indirekten Arbeitnehmervertre-
tung installiert. Jedoch lediglich jede zwei-
te dieser alternativen Formen der Arbeit-
nehmervertretung ist von Dauer. Die
Zusammenarbeit zwischen regelmäßiger
alternativer Arbeitnehmervertretung und
Geschäftsführung ist wie beim Betriebsrat
kooperativer Natur, wobei jedoch diese al-
ternative Arbeitnehmervertretung von der
Geschäftsführung stärker aktiv eingebun-
den wird. Dies kann darin begründet lie-
gen, dass durch die Mitgliedschaft der Ge-
schäftsführung in der Mehrheit der ande-
ren Formen der kollektiven Interessen-
vertretungen die oppositionelle Stellung
beider Betriebsparteien zueinander weni-
ger stark ausgeprägt ist als bei Vorhanden-
sein eines Betriebsrats.

Mehr als die Hälfte der mittelständi-
schen Unternehmen verfügt über keine
formalisierte Arbeitnehmervertretung. In
einigen dieser Unternehmen haben sich in-
dividuelle Formen der Interessenvertre-
tung etabliert, die den Mitarbeitern eben-
falls Mitsprache in einigen sozialen und
personalen Angelegenheiten ermöglichen
– die aber nur einen Teilaspekt der Mitbe-
stimmungsbereiche eines Betriebsrats ab-
decken.

Die Beteiligungssituation in Unterneh-
men mit regelmäßigen kollektiven sowie
mit individuellen Formen der Interessen-
vertretung weist unterschiedlich starke
Ähnlichkeiten zu den Strukturen mit Be-
triebsrat auf.Am meisten ähneln andere re-
gelmäßige Vertretungsformen Betriebs-
ratsgremien, wenn sie von allen Mitarbei-
tern gewählt werden und diese auch vor der
Geschäftsführung vertreten.

Wie eingangs vermutet, scheint der
mögliche Rückgriff auf andere Interessen-
vertretungsformen – sei es über alternative
kollektive oder individuelle – dazu zu
führen, dass eine Betriebsratsgründung
den mittelständischen Belegschaften nicht
mehr primär erforderlich erscheint. Ty-
pisch ist aber auch, dass diese Einschätzung
im Konfliktfall umschlägt: Wenn eine Be-
legschaft mit alternativer kollektiver bzw.
individueller Interessenvertretung fest-
stellt, dass ihre bisherigen Rechte durch be-
triebliche Umbrüche gefährdet sind oder
Probleme mit den bisherigen Mitteln nicht
mehr gelöst werden können, dann ver-
stärkt sich das Interesse, einen Betriebsrat
im Sinne des BetrVG zu konstituieren.
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